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TEIL B - T E X T 
 

ZUR SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 15 DER GEMEINDE 
LÜDERSDORF „AN DER MÜHLENSTRAßE“ FÜR DEN SÜDÖSTLICHEN 
BEREICH DES ORTSTEILS LÜDERSDORF 
 
 
I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

ALLGEMEINES WOHNGEBIET  
(§ 4 BauNVO, § 1 Abs. 4, 5 und 6 BauNVO) 
 
Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 
 

1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO zulässig: 
- Wohngebäude, 
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe. 
 

1.2 In den Allgemeinen Wohngebieten können gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zugelassen werden: 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur als Ferienwohnungen i. S. des § 13a 

Satz 2 BauNVO als Unterart gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO, 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, ausgenommen Ferienwohnungen i. S. 

des § 13a BauNVO.  
 

1.3 In den Allgemeinen Wohngebieten sind Ferienwohnungen i. S. des § 13a BauNVO als 
Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzung 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes und deshalb nicht zulässig. 
 

1.4 In den Allgemeinen Wohngebieten sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen  
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, ausgenommen Ferienwohnungen i.S. des 
 § 13a Satz 2 BauNVO, 
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetriebe und 
- Tankstellen  
gemäß § 1 Abs. 6 Ziffer 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und 
deshalb nicht zulässig. 
 

1.5 In den Allgemeinen Wohngebieten sind die nach § 4 Abs. 2 BauNVO zulässigen 
Nutzungen  
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 
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2. MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16- 20 BauNVO) 
 

2.1 Grundflächenzahl 
 

2.1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten ist die Grundflächenzahl als Höchstmaß mit 0,3 
festgesetzt. 
 

2.1.2 Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die maximal zulässige Grundflächenzahl 
durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis 
zu 50 v.H. überschritten werden.  
 

2.2 Höhe der baulichen Anlagen 
 

2.2.1 Es werden folgende obere Bezugspunkte festgesetzt:  
-  Im Allgemeinen Wohngebiet WA1 die Firsthöhe (Schnittfläche bzw. Schnittpunkt 

der Dachaußenhautflächen) als Höchstmaß mit maximal 6,50 m über dem 
Erdgeschossfußboden (Fertigfußboden). 

-  Im Allgemeinen Wohngebiet WA2 die Firsthöhe (Schnittfläche bzw. Schnittpunkt 
der  Dachaußenhautflächen) als Höchstmaß mit maximal 9,00 m über dem 
Erdgeschossfußboden (Fertigfußboden). 

Maßgebend ist das eingedeckte Dach. 
 

2.2.2 Die konstruktive Sockelhöhe darf maximal 0,50 m über dem unteren Bezugspunkt 
liegen. Die Sockelhöhe ist der Schnittpunkt der Oberkante des Erdgeschossfußbodens 
(Fertigfußboden) mit dem aufstrebenden Mauerwerk. 
 

3. BAUWEISE 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
 

3.1 Für die Allgemeinen Wohngebiete wird die offene Bauweise festgesetzt. 
 
3.2  In den Allgemeinen Wohngebieten sind nur Einzelhäuser zulässig.  

 
4. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBÄUDEN  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 
4.1 Die Zahl der Wohnungen für Einzelhäuser wird auf zwei Wohnungen je Wohngebäude 

beschränkt. 
 
5. NEBENANLAGEN, GARAGEN, ÜBERDACHTE STELLPLÄTZE UND 

STELLPLÄTZE 
 (§ 12 Abs. 6 und § 14 Abs. 1 BauNVO, § 23 Abs. 5 BauNVO) 
 
5.1 Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sowie Garagen, überdachte 

Stellplätze und Stellplätze gemäß § 12 BauNVO sind in den Gebieten WA 1 und WA 2 
zwischen straßenseitiger Gebäudefront und deren gedachter Verlängerung über die 
gesamte Grundstücksbreite und der zugehörigen nächstgelegenen öffentlichen 
Erschließungsstraße auf der gesamten Breite des Grundstücks unzulässig. Diese 
Bereiche (Vorgartenbereiche) sind ausschließlich einer gärtnerischen Nutzung 
vorbehalten. Als Nebenanlagen sind im Vorgartenbereich eingefriedete Abfallbehälter 
und Einfriedungen zulässig. 
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6. HÖHENLAGE 
(§ 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

6.1 Der festgesetzte Erdgeschossfußboden (Fertigfußboden) dient als Bezugshöhe für die 
Festsetzung des oberen Bezugspunktes, der Firsthöhe.  
 

6.2 Als unterer Bezugspunkt für die Höhenlage der Sockelhöhe bzw. des 
Erdgeschossfußbodens (Fertigfußboden) gilt die mittlere Geländehöhe des für die 
Überbauung festgesetzten Grundstücksteils, das innerhalb der festgesetzten 
Baugrenzen liegt. Der Bezugspunkt für die Höhenlage ist aufgrund der Höhenpunkte 
der Planzeichnung des Bebauungsplanes im unbeeinträchtigten Zustand zu ermitteln 
(gewachsene Geländeoberfläche). Die mittlere Geländehöhe wird aus den Eckpunkten 
der für die Errichtung vorgesehenen Gebäude/ baulichen Anlagen ermittelt. 

 
6.3  Prinzipskizze zu Traufhöhe, Firsthöhe, Erdgeschossfußboden 

 
            Sockelhöhe über bzw. unter dem untereren Bezugspunkt 

 

 

II. GRÜNFLÄCHEN; PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MAßNAHMEN 
UND FLÄCHEN FÜR MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 BauGB) 
 
1. GRÜNFLÄCHEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 

1.1 Die festgesetzte private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Obstwiese“ ist als 
Wiesenfläche mit Obstgehölzen anzulegen zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Für 
die Anpflanzungen sind vorzugsweise heimische und standortgerechte Gehölze zu 
verwenden; in die Grünfläche sind Anlagen für die Muldenversickerung zu integrieren 
und eine oberflächige Wasserführung auszubilden. 

 
2. ANPFLANZUNGEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 

BEPFLANZUNGEN  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 

2.1 In den Baugebieten ist je angefangene 500 qm Baugrundstücksfläche mindestens 
-  1 standortgerechter Laubbaum der Pflanzqualität Hochstamm, StU 12/14 cm, 3xv, 

als Mindestpflanzqualität 
-  oder 1 Obstbaum der Pflanzqualität Niederstamm/ Halbstamm, StU 6 cm, 2xv, als 

Mindestqualität 
zu pflanzen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 
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2.2 Für Anpflanzungen innerhalb der allgemeinen Wohngebiete sind ausschließlich 
Gehölze gemäß nachfolgender Pflanzliste zu verwenden: 

 
 Bäume  als Heister (Höhe 150/175 cm) oder Hochstämme (3xv, Stammumfang 12-
14 cm): 

Feld-Ahorn (Acer campestre), 
Spitz-Ahorn (Acer platanoides) 
Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus), 
Hainbuche (Carpinus betulus), 
Wildapfel (Malus sylvestris), 
Vogel-Kirsche (Prunus avium), 
Stiel-Eiche (Quercus robur). 

 
Sträucher (Höhe 80/100 cm): 

Gemeine Hasel (Corylus avellana), 
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), 
Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata), 
Liguster (Ligustrum vulgare), 
Schlehe (Prunus spinosa), 
Heckenrosen (Rosa canina, Rosa corymbifera), 
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), 
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus). 
 

3. BINDUNGEN FÜR DIE BEPFLANZUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG VON 
BÄUMEN UND STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 
 
3.1 Die mit Erhaltungsgeboten festgesetzten, Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei 

Abgang artengleich nach zu pflanzen. 
 
4. MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ DES VORHANDENEN GEHÖLZBESTANDES 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
4.1 Während der Bauzeit sind Bäume durch Bauzäune zu schützen, so zu erwarten ist, 

dass die Bäume durch Baumaßnahmen beeinträchtigt werden könnten. 
 
4.2 Zum Schutz der vorhandenen Gehölze ist innerhalb des Wurzelbereiches 

(Kronentraufbereich zuzüglich 1,50 m), der zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume, die 
Errichtung von baulichen Anlagen, auch von Nebenanlagen; Garagen und Stellplätzen 
unzulässig. 
 

5. MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ VON GRUNDWASSER UND BODEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

 
5.1 Zum Schutz des Grundwassers und des Bodens wird die Verwendung von 

unbeschichteten Metalldachflächen aus Zink, Kupfer oder Blei ausgeschlossen. 
Metallische Dacheindeckungen sind nur in beschichteter Form zulässig. 

 
5.2 Innerhalb des Geltungsbereiches des vorliegenden Bebauungsplanes sind für die 

Außenbeleuchtung an Gebäuden und auf Freiflächen (z.B. Straßen, Wege, Plätze, 
Parkplätze, etc.) Lampen zu verwenden, die folgende Kriterien erfüllen: 
- Ausrichtung der Beleuchtung von oben nach unten mit Ausrichtung auf das zu 

beleuchtende Objekt. Einsatz von voll abgeschirmten Leuchten, die im installierten 
Zustand nur unterhalb der Horizontalen abstrahlen.  
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- LED-Leuchtmittel mit bernsteinfarbenem Licht mit einer Farbtemperatur von 1800 
bis 2200 Kelvin oder für die Beleuchtung von Schildern und Informationstafeln mit 
gelblichem bis warmweißen Licht mit einer Farbtemperatur < 2700 Kelvin. 

- Kein Einsatz von Lampen mit Wellenlängen unter 540 nm (Blau- und UV-Bereich). 
- Kein Einsatz von Lampen mit einer Farbtemperatur > 2700 Kelvin. 
Unzulässig sind insbesondere: 
- flächiges Anstrahlen ohne Informationsvermittlung (z.B. Fassaden von Gebäuden). 
- Beleuchtungs- inklusive Werbeanlagen mit bewegtem oder wechselndem Licht 

(z.B. Videowände, Skybeamer, etc.). 
 
5.3 Die nichtüberbaubaren Grundstücksflächen sind, soweit diese Flächen nicht für eine 

andere zulässige Nutzung benötigt werden, als Vegetationsflächen anzulegen, 
gärtnerisch zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten. Flächenhafte Stein-, Kies-, 
Split- und Schottergärten oder Steinbeete sind unzulässig. 

 
 

III.  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 86 LBauO M-V) 

 
1. FASSADEN UND DACHFLÄCHEN 

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 86 LBauO M-V) 
 

1.1 Dächer 
 

1.1.1  Die Dächer der Hauptgebäude sind als symmetrische Dächer mit einer Dachneigung 
bis maximal 45 Grad zulässig.  
 

1.1.2 Die festgesetzten Dachneigungen gelten nicht für Dächer von Dachaufbauten und - 
einschnitten sowie für Nebengiebel und von Gebäudeteilen (zum Beispiel Veranden, 
Wintergärten, Erker, etc.). 
 

1.1.3  Innerhalb der festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete sind die Dächer der 
Hauptgebäude mit einer Harteindeckung in einem roten bis braunen Farbspektrum 
oder in Anthrazittönen zulässig. 
 

1.1.4  Glänzende und reflektierende Dachdeckungsmaterialien sind nicht zulässig. 
 

1.1.5  Für Garagen, Stellplätze und Nebengebäude gelten die Festsetzungen zur 
Dachneigung nicht. Glänzende und reflektierende Dachdeckungsmaterialien sind für 
Garagen, überdachte Stellplätze und Nebengebäude unzulässig. 
 

1.2 Fassaden 
 

1.2.1  Außenwände sind nur als verputzte Außenwandflächen in den Farbtönen 
Pastellfarben/ Hellfarben, als Verblendmauerwerk in roten und braunen Farbtönen, als 
Holzfassade oder in Verbindung der verschiedenen Gestaltungsmöglichkeiten 
zulässig. Holzfassaden sind auch in naturbelassener Farbgebung zulässig. 
 

1.2.2 Außenwände aus Blockbohlen (Blockbohlenhäuser) sind unzulässig. Unzulässig sind 
hochglänzende Baustoffe (zum Beispiel Edelstahl, emaillierte Elemente einschließlich 
Fliesen o.a.), kleinteiligere Baustoffe als dünnformatige Ziegel bei 
Verblendmauerwerk. 
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2. ZAHL DER STELLPLÄTZE 
 (§86 Abs. 1 Nr. 4 LBauO M-V) 
 
2.1 Innerhalb der festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete sind je Wohnung mindestens 

zwei PKW-Stellplätze auf dem Grundstück zu errichten. Garagen und Carports sind 
auf die Anzahl der Stellplätze anzurechnen.  

 
3. GESTALTUNG DER PLÄTZE FÜR BEWEGLICHE ABFALLBEHÄLTER 

(§ 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO) 
 

3.1 Innerhalb des Plangeltungsbereiches sind Abfallbehälter und Mülltonnen auf dem 
eigenen Grundstück und nicht einsehbar unterzubringen. Standplätze für bewegliche 
Abfallbehälter im Vorgartenbereich sind nur zulässig, wenn sie zur öffentlichen 
Verkehrsfläche optisch abgeschirmt sind. Vorgärten werden definiert als Bereiche 
zwischen straßenseitiger Gebäudefront und deren gedachter Verlängerung über die 
gesamte Grundstücksbreite und der zugehörigen nächstgelegenen öffentlichen 
Erschließungsstraße auf der gesamten Breite des Grundstücks. 

 
4. GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN FLÄCHEN DER BEBAUTEN GRUNDSTÜCKE  

(§ 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO) 
 
4.1 Soweit keine Gefährdung von Boden oder Grundwasser zu erwarten ist oder 

Anforderungen des Schallschutzes entgegenstehen, sind Stellplätze und sonstige zu 
befestigende Grundstücksfreiflächen aus versickerungsfähigem Material 
auszuführen. Die Verkehrssicherheit darf nicht beeinträchtigt werden. 

 
4.2  Vorgärten werden definiert als Bereiche zwischen straßenseitiger Gebäudefront und 

deren gedachter Verlängerung über die gesamte Grundstücksbreite und der 
zugehörigen nächstgelegenen öffentlichen Erschließungsfläche auf der gesamten 
Breite des Grundstücks. 
Innerhalb der Vorgärten sind flächenhafte Steingärten mit Schüttungen aus Schotter, 
Kies, Splitt und Kieselsteinen oder Steinbeete unzulässig. 
 

5. HÖHE DER EINFRIEDUNGEN 
(§ 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO) 
 

5.1 Einfriedungen zu der öffentlichen Straßenverkehrsfläche sind in den Bereichen der 
Sichtfelder von Grundstückszufahrten nur bis zu einer Höhe von 0,80 m zulässig. 
Alternativ kann hier über den Nachweis erforderlicher Sichtfelder die Zaunhöhe bis zu 
1,20 m zugelassen werden. 
 

6.  WERBEANLAGEN 
 (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 86 LBauO) 

 
6.1 Im Plangebiet sind Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung als Schilder an den 

Hauswänden oder freistehend zulässig. Die Größe der Werbefläche darf maximal 
0,30 m x 0,60 m betragen. Je Grundstück sind höchstens zwei Werbeanlagen 
zulässig. Es sind keine selbstleuchtenden Werbeanlagen zulässig. 
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IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
 

1. BAU- UND KULTURDENKMALE/ BODENDENKMALE 
 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bau- und 
Kulturdenkmale sowie Bodendenkmale bekannt. 

 
Für Bodendenkmale die bei Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden, gelten die 
Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist die zuständige untere 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Der Fund und die Fundstelle 
sind bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur 
und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür 
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, 
die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach 
Zugang der Anzeige. 
 
 

V. HINWEISE 
 
1. BODENSCHUTZ 
 

Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in 
Grundlage von § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land Mecklenburg – 
Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) M-V] verpflichtet, der unteren 
Bodenschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg hierüber Mitteilung zu 
machen. 
 
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzes 
genannten Personen sind verpflichtet konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich dem Landrat des 
Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutzbehörde mitzuteilen. 
Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen 
Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die 
von ihnen mit der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, 
Sachverständige und Untersuchungsstellen.  
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in 
Grundlage von § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land Mecklenburg – 
Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) M-V] verpflichtet, den unteren 
Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber Mitteilung zu 
machen.  
 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, 
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden. 
 
Der Oberboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Erforderliche Bodenarbeiten sind schonend 
und unter sorgfältiger Trennung von Oberboden und Unterboden durchzuführen. 
Unnötiges Befahren oder Zerstören von Oberboden ist nicht zulässig. 
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2. ABFALL- UND KREISLAUFWIRTSCHAFT  
 

Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. 
Gerüche des Bodens auftreten, ist die Landrätin des Landkreises 
Nordwestmecklenburg als zuständige Behörde zu informieren. Der 
Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs 
verpflichtet. 
 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den 
Baustellen und fertiggestellten Objekten eine sach- und umweltgerechte 
Abfallentsorgung nach den gesetzlichen Bestimmungen) gemeinwohlverträglich und 
geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises 
Nordwestmecklenburg erfolgen kann. 

 
3. MUNITIONSFUNDE 
 

Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die 
Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind 
gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale 
Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-York-Str. 
6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Baubeginn 
empfohlen. Auf der Homepage www.brand-kats-mv.de ist unter 
„Munitionsbergungsdienst“ das Antragsformular sowie ein Merkblatt über die 
notwendigen Angaben zu finden. 
 

4. GEWÄSSERSCHUTZ 
 
Im Hinblick auf den vorbeugenden Gewässerschutz ist die Lagerung von 
wassergefährdenden Stoffen (u.a. Heizöl) gemäß § 20 Abs. 1 Landeswassergesetz M-
V (LWaG M-V) sowie die Errichtung von Erdwärmesondenanlagen gemäß § 49 Abs. 1 
Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Nordwestmecklenburg anzuzeigen. 
Werden bei der Durchsetzung der Planung Erdaufschlüsse (auch Flächenkollektoren 
oder Erdwärmesonden für Wärmepumpen) notwendig, mit denen unmittelbar bzw. 
mittelbar auf die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt 
wird, sind diese gemäß § 49 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i.V.m. § 118 
Landeswassergesetz (LWaG) sechs Wochen vor Baubeginn bei der unteren 
Wasserbehörde anzuzeigen. Dies trifft ebenso für eventuell notwendige 
Grundwasserabsenkungen zu. 
 

5. ZEITRAUM FÜR DIE REALISIERUNG VON ANPFLANZGEBOTEN 
 
Die Pflanzmaßnahmen gemäß textlicher Festsetzungen II.1 sind spätestens eine 
Vegetationsperiode nach Errichtung der Wohngebäude herzustellen. 
 

6. ARTENSCHUTZRECHTLICHE BELANGE 
 

6.1 Reptilien und Amphibien 
Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden bzw. 
die Gräben und Gruben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell 
hereingefallene Tiere (Amphibien, Reptilien usw.) aus den Gräben und Gruben zu 
entfernen sind. 
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6.2 Brutvögel 
Zum Schutz der einheimischen Brutvögel ist die Beräumung der Flächen (Entfernung 
der Gebüsche der Armenischen Brombeere und der Freiflächen) gemäß § 39 Abs. 5 
Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb der Brutzeit im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 
letzten Tag im Februar eines Jahres zulässig bzw. die Fläche ist durch zweimalige 
Mahd kurzrasig zu halten.  
 

6.3. Gehölzschnitt und Gehölzbeseitigung 
Der Schnitt oder die Beseitigung von Gehölzen auf privaten und öffentlichen Flächen 
darf gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) nur im 
Zeitraum vom 01. Oktober bis zum letzten Tag im Februar durchgeführt werden; in 
einem anderen Zeitraum sind nur schonende Form- und Pflegeschnitte zur 
Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen 
zulässig.  
 
Ausnahmen können auf Antrag von der zuständigen Naturschutzbehörde zugelassen 
werden. Dazu ist vom Antragsteller ein gutachterlicher Nachweis zu führen, dass keine 
besonders geschützten Tierarten entgegen § 44 Abs. 1 BNatSchG betroffen werden 
(z.B. Brutvögel, Fledermäuse). 
 

6.4 Nachtaktive Insekten, Fledermäuse und nachaktive Vögel 
Zum Schutz einer übermäßigen zusätzlichen Lockwirkung der Beleuchtung auf 
nachtaktive Insekten, Vögel und Fledermäuse sind im öffentlichen Bereich 
Natriumdampf-Hochdrucklampen oder LED-Leuchten zu verwenden. 

 
7. AUSGLEICHS- UND ERSATZMASSNAHMEN 
 
7.1 Externe Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

 Zum Ausgleich der entstehenden Eingriffe in Natur und Landschaft in Höhe von 7.604 
qm EFÄ (Eingriffsflächenäquivalent), die nicht über interne 
Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen werden können, werden Ökopunkte auf 
Ausgleichsflächen in der Gemeinde Lüdersdorf genutzt oder ausnahmsweise dürfen 
Ökopunkte in der Landschaftszone „Höhenrücken und Mecklenburgische Seenplatte“ 
erworben werden. 

 
7.2 Unter Berücksichtigung der Festsetzung, dass je 500 qm Grundstücksfläche 

mindestens 1 Einzelbaum anzupflanzen ist, können die Eingriffe in den Bestand an 
Einzelbäumen nach § 18 NatSchAG M-V ausgeglichen und vollständig kompensiert 
werden. 

 
8. VERKEHRS- UND VER- UND ENTSORGUNGSANLAGEN 
 
 Die Verkehrs- und Ver- und Entsorgungsanlagen sind so zu errichten, dass die 

Belange angrenzender Grundstücke entsprechend berücksichtigt werden. Im Zuge der 
Umsetzung der Maßnahmen zur Herstellung der Ver- und Entsorgungsanlagen und 
der Verkehrsanlagen sind entsprechend Bauüberwachungen für die benachbarten 
Grundstücke durchzuführen. Dies betrifft insbesondere die Herstellung der 
Verkehrsflächen an der Zufahrt, um so die Baumaßnahme zu dokumentieren und 
Beeinträchtigungen auszuschließen. 

 


